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Am 11. und 12. November 2003 veranstaltete das
Institut für Geschichte der Otto-von-Guericke Uni-
versität Magdeburg eine Tagung, in deren Zentrum
neben der Täterforschung am Beispiel städtischer
Verwaltungen vor allem Fragen von Herrschaft
und Alltag sowie die Inszenierung von Alltag
im Nationalsozialismus standen. Dabei sollte wie
der Tagungsleiter Detlef Schmiechen-Ackermann
(Magdeburg) eingangs verdeutlichte das ambiva-
lente Verhältnis des Nationalsozialismus zum Phä-
nomen Großstadt näher beleuchtet werden. Aus
diesem Grund sei es notwendig, das Blickfeld der
Forschung zur nationalsozialistischen Diktatur auf
lokale und regionale Studien zu lenken.

Der erste Teil der Tagung widmete sich am
Beispiel dreier Großstädte den Spitzen der städ-
tischen Verwaltungen in der NS-Zeit. Maik Hat-
tenhorst (Magdeburg) präsentierte erste Ergeb-
nisse einer Pilotstudie zur nationalsozialistischen
„Machtübernahme“ in der bis 1933 sozialdemo-
kratisch regierten Stadt Magdeburg. Charakteris-
tisch waren hier ein schneller und umfassender
Wechsel des kommunalpolitischen Spitzenperso-
nals, meist ohne Rücksicht auf die fehlende fach-
liche Qualifikation der neuen Amtsinhaber, ein
zunehmender parteipolitischer Einfluss auf perso-
nalpolitische Entscheidungen sowie ein nur selten
vollständiger Mitarbeiterstab, wodurch die Spitze
der städtischen Verwaltung an Funktionsfähigkeit
einbüßte.

Auf einen ähnlich konsequenten Personalaus-
tausch verwies Sabine Mecking (Münster) für die
bis 1933 von der Zentrumspartei dominierte west-
fälische Verwaltungsmetropole Münster. Im Un-
terschied zu anderen Städten erfolgte dieser je-
doch weniger überhastet und unkontrolliert. Poli-
tisch motivierte Eingriffe in den Behördenapparat
konzentrierten sich zudem auf leitende Positionen.
Der für den Fall Magdeburgs festgestellte Mangel
an fachlicher Qualifikation traf auch für den Ober-
bürgermeister und die Mehrheit der Stadträte in
Münster zu. Anhand eines gruppenbiografischen
Porträts wies Mecking nach, dass der Wegfall for-
maler Zugangsvoraussetzungen zugunsten politi-
scher Kriterien zum Aufstieg unterer und mittlerer

Schichten in den höheren Verwaltungsdienst und
somit zu einer Durchbrechung sozialer Positionen
führte.

Uwe Lohalm (Hamburg) widmete sich in sei-
nem Vortrag dem Personal des öffentlichen Diens-
tes in der Hansestadt Hamburg. Er verwies auf
einen rigiden Personalabbau zwischen 1933 und
1944, der nur zu einem geringen Teil auf Entlas-
sungen aus politischen und rassistischen Gründen
zurückzuführen war. Der Kernbestand des öffentli-
chen Dienstes blieb unangetastet und funktionierte
bis in die letzten Kriegstage unter widerspruchs-
loser Hinnahme der politischen Säuberungen in
förmlicher „treuer“ Pflichterfüllung. So war das
Bewusstsein der Mitarbeiter davon geprägt, „kom-
petent, redlich und losgelöst von Politik“ dem Amt
nachzugehen.

Dieses warf in der Diskussion die Frage nach ei-
nem möglichen humanitären Restpotential bei den
Beamten, die im demokratischen Staat ausgebildet
worden waren, sowie nach dem Verhältnis von tra-
ditioneller Staatsloyalität und ideologischer Über-
einstimmung bei der Umsetzung nationalsozialis-
tischer Politik auf.

Die Folgen von Verwaltungshandeln an der ge-
sellschaftlichen Basis wurden im zweiten Teil der
Tagung erörtert. Rüdiger Fleiter (Hannover) erläu-
terte die Umsetzung der Erb- und Rassengesetzge-
bung im städtischen Gesundheitsamt Hannover. Im
Mittelpunkt seiner Ausführungen stand unter an-
derem das überzeugte Mitwirken von Ärzten bei
der Umsetzung der mit dem „Gesetz zur Verhütung
erbkranken Nachwuchses“ verordneten Zwangs-
sterilisationen. Fleiter verwies darauf, dass in die-
sem Bereich offensichtlich kein Dualismus zwi-
schen Partei- und Staatsbürokratie bestanden hat
und das Handeln der Verwaltung Züge des „Maß-
nahmenstaates“ trug.

Am Beispiel Münchens widmete sich Ulrike
Haerendel (München) dem Thema der „Arisie-
rung“ von Immobilien und Wohnungen. Sie ver-
wies u.a. auf die Stadt als Erwerber enteigneter Im-
mobilien, auf das Bemühen der Münchener Stadt-
verwaltung um die „Arisierung“ von Wohnraum
im Zusammenhang mit städtebaulichen Projekten
sowie den beschleunigten Abtransport der Mün-
chener Juden in die Vernichtungslager, mit dem
Ziel des Wohnraumgewinns nach Bombenangrif-
fen.

Marlis Buchholz (Hannover) stellte in ihrem
Beitrag das Verhältnis von Finanzverwaltung und
Deportation auf der Basis von Erkenntnissen aus
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einem in Hannover durchgeführten Projekt dar. Sie
verwies vor allem auf die Rolle der Finanzbüro-
kratie als Täter und Nutznießer und erläuterte am
Beispiel eines Sachbearbeiters in der Vermögens-
verwertungsstelle das alltägliche Geschäft der Fi-
nanzbehörden im Zusammenhang mit der Verfol-
gung der Juden.

Zwangsarbeit in den Kommunen wurde durch
Annette Schäfer (Karlsruhe) thematisiert. Sie stell-
te fest, dass die ausgeprägt prekäre Personalsitua-
tion in allen kommunalen Betrieben - hervorgeru-
fen durch die Konkurrenz der Rüstungsindustrie -
die Bereitschaft der Kommunen zum vorbehaltlo-
sen Einsatz aller zur Verfügung stehenden Grup-
pen von Zwangsarbeitern förderte. Sie leisteten mit
ihrer Arbeit, die vorrangig dem Erhalt der städti-
schen Infrastruktur diente, einen erheblichen Bei-
trag zur Stabilisierung der so genannten „Heimat-
front“.

Lutz Miehe (Magdeburg) erläuterte die Verfol-
gung der Sinti und Roma als „unerwünschte Volks-
genossen“ in Magdeburg. Er verwies auf die In-
tensivierung der bereits in den 20er Jahren begon-
nenen Erfassung von Mitgliedern einzelner Grup-
pen durch die Polizei der Stadt seit 1933 und er-
läuterte den Prozess der Diskriminierung und Ent-
rechtung sowie den Weg der Betroffenen über ein
Lager am Rande Magdeburgs bis in die Vernich-
tungslager. Entsprechende Vorgaben wurden durch
städtische Politik, Arbeitsamt und die Inhaber der
Firmen, denen Sinti und Roma zugewiesen wor-
den waren, widerspruchslos umgesetzt, wobei das
Ineinandergreifen verschiedener Verwaltungsorga-
ne reibungslos funktionierte und die Bevölkerung
tatenlos zusah.

Im Rahmen der Diskussion zu beiden Tagungs-
teilen wurde nochmals bestätigt, dass Beamte na-
tionalsozialistische Politik dann widerspruchslos
umsetzten, wenn sie sich auf formale Verordnun-
gen stützen konnten. Der Abbau des Rechtsstaa-
tes im formal legalen Gewand erfolgte demnach
nicht ausschließlich durch fanatische Nazis in den
Stadtverwaltungen, sondern durch das Funktionie-
ren der einzelnen Beamten als „Rädchen im Ge-
triebe“. Im Bezug auf eugenische, antisemitische
und antiziganistische Maßnahmen verbanden sich
dabei häufig tradierte Stereotype mit pseudowis-
senschaftlichen Erkenntnissen, die letztendlich zur
Entrechtung, Verfolgung und Ermordung führten.

Die öffentliche Podiumsdiskussion widmete
sich dem Thema: „Nationalsozialismus in der Re-
gion - Regionalismus im ‚Führerstaat’?” Detlef

Schmiechen-Ackermann verdeutlichte, dass der
Nationalsozialismus trotz des Herrschaftstypus ei-
ner zentralistischen Diktatur die Region und ihr
Integrationspotential nicht ignorierte. Im Mittel-
punkt der Diskussion sollten deshalb die Fragen
nach dem Verhältnis von traditionellem Heimat-
bewusstsein und Nationalsozialismus, nach Kon-
sequenzen aus der Art des „Regionbuilding“ und
„Nationbuilding“ in Deutschland für den National-
sozialismus sowie nach zentralistischen Tenden-
zen bei gleichzeitiger Integration über die Region
stehen. Dieses wurde anhand der Gaue Thüringen,
Sachsen und Magdeburg-Anhalt erläutert.

Jürgen John (Jena) wies auf die fehlenden For-
schungsergebnisse hinsichtlich der Rolle der Gaue
im NS-Staat hin, obwohl diese seit 1936 zuneh-
mend und seit 1942 umfassend mit Kompeten-
zen ausgestattet wurden. Bisherige Untersuchun-
gen beziehen sich lediglich auf die Gauleiter so-
wie auf die Zeit des Aufstiegs und der Durch-
setzung des Nationalsozialismus. Trotzdem beste-
he Konsens in der Grundfrage, dass das national-
sozialistische Deutschland keineswegs ausschließ-
lich ein zentralistischer Führerstaat war, sondern
wechselnde Spannungsverhältnisse zwischen Ver-
reichlichung und Regionalisierung, zwischen Zen-
tralisierung und Dezentralisierung bestanden. Auf-
gabe der Forschung sei es demzufolge, die genaue
Spezifik des NS-Regionalismus auf der wichtigs-
ten regionalen Ebene, der Gaue zu untersuchen
und zu einer vergleichenden Gauforschung zu ge-
langen.

Das Verhältnis von Regionalkultur und NS-
Bewegung verdeutlichte Thomas Schaarschmidt
(Leipzig) am Beispiel Sachsens. Er verwies auf
ideologische Gemeinsamkeiten zwischen Natio-
nalsozialismus und Heimatbewegung sowie die
Hoffnungen, die letztere nach 1933 in die neue
Regierung setzten. Zu Konflikten kam es jedoch
durch die Einbindung der um Autonomie bemüh-
ten Vereine in die zentralistischen Strukturen der
NS-Kulturorganisationen sowie durch den Wider-
spruch zwischen regionalkulturellen Vorstellungen
und der Konzeption einer einheitlichen Volksge-
meinschaft. Ab 1936 versuchten sich die Gaue
stärker in Szene zu setzen, was in Sachsen zur
Gründung des Gauheimatwerkes und der Kon-
struktion eines Idealbildes des Gaus führte.

Mathias Tullner (Magdeburg) stellte die Spezi-
fik des Gaus Magdeburg-Anhalt heraus. Hier stan-
den sich die relativ späte Durchsetzung der Natio-
nalsozialisten in der Stadt Magdeburg sowie die
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besondere Position Dessaus als Sitz der ersten na-
tionalsozialistisch geführten Landesregierung ge-
genüber. Im Mittelpunkt der NS-Politik im Gau
Magdeburg-Anhalt standen vor allem wirtschaftli-
che Fragen und der Ausbau des Gaus zum Rüs-
tungszentrum. Hierbei wurde das Gebiet Halle-
Merseburg als „Herz Deutschlands“ bzw. „Wiege
des Reiches“ stilisiert und ein Mitteldeutscher Ar-
beiterkult geschaffen. Hingegen scheiterten Kon-
zepte einer spezifischen regionalen Identität, wie
die Schaffung eines Ostfalen-Bewusstseins, bereits
frühzeitig.

In der Diskussion wurden Fragestellungen für
die weitere Forschung, wie die nach der Rolle der
Region als Ursprungsort, Ideenschmiede oder Ex-
perimentierfeld bei der Genese reichsweiter Po-
litik, der Einbindung der Gaue in staatliche In-
stanzen oder der Einordnung des Nationalsozialis-
mus in den allgemeinen Regionsbildungsprozess
benannt.

Ausgewählte Aspekte von Herrschaft, Alltag
und Verfolgung standen im Mittelpunkt des zwei-
ten Konferenztages. Katrin Minner (Halle) stellte
Ergebnisse ihrer Arbeit zu Ortsjubiläen in der NS-
Zeit im heutigen Sachsen-Anhalt vor. Neben Kon-
tinuitäten in der bürgerlichen Festkultur im Kaiser-
reich und der Weimarer Republik warf Minner die
Frage nach Wandel und Annäherung an national-
sozialistische Politik auf. Letztere wurde vor allem
durch den Bedeutungsverlust bürgerlicher Grup-
pen bedingt. Ortsjubiläen der Jahre 1933 bis 1939
gestalteten sich nicht vordringlich als „Feste von
oben“, sondern integrierten den Nationalsozialis-
mus in den Alltag der lokalen Gesellschaft.

Am Beispiel der Rostocker Kulturwochen der
Jahre 1934 bis 1939 beleuchtete Lu Seegers (Han-
nover) städtische Kulturpolitik im Nationalsozia-
lismus. Im Mittelpunkt ihres Beitrages standen
Fragen der Pflege und Popularisierung der Klas-
siker, der Integration der Heimatbewegung, Ver-
weise auf städtische Traditionen im Sinne der Inte-
gration des Bürgertums und des Stadtleitbildes von
Rostock im Dritten Reich. Seegers stellte fest, dass
sich der Nationalsozialismus sowohl als „Bewah-
rer der Vergangenheit“ als auch „Träger der Zu-
kunft“ präsentierte. Durch die Betonung der kul-
turellen Eigenständigkeit der Stadt, den Versuch,
dem Konsens bürgerlicher Vorstellung z.B. hin-
sichtlich der Hanse und des Niederdeutschen zu
entsprechen, und den Einsatz von Heimat- und Re-
gionalbewusstsein in einer bis dahin nicht gekann-
ten Form wurde eine Identifikation ermöglicht, die

zur Stabilisierung der NS-Herrschaft beitrug.
Martina Steber (Augsburg) berichtete über Hei-

matpflege in Kempten auf dem Weg zur „Haupt-
stadt des Allgäu“. Sie verwies auf den Versuch
zur Hervorhebung des bäuerlichen Charakters der
Stadt Kempten und des Allgäu. Durch die hohe Be-
deutung, die der Heimatpflege in Kempten durch
die Nationalsozialisten beigemessen wurde, ge-
lang es völkisches und agrarromantisches Gedan-
kengut in weite gesellschaftliche Kreise zu trans-
portieren.

In einer kurzen Diskussion wurde u.a. auf starke
Kontinuitätsbefunde in allen vorgestellten Beispie-
len und auf die Notwendigkeit vertiefender For-
schungen im Zusammenhang mit der Milieuerosi-
on verwiesen.

Frauen im Dritten Reich zwischen Familieni-
dylle und Geburtenkrieg standen im Zentrum der
Ausführungen von Ute Hoffmann (Bernburg). Sie
verdeutlichte, dass NS-Politik nicht hätte erfolg-
reich sein können, wenn sie etwas völlig Neues, bis
dahin Unbekanntes präsentiert hätte. So kam die
Aufwertung der Stellung als Hausfrau und Mutter
den Vorstellungen vieler Frauen entgegen. Hoff-
mann stellte heraus, dass es bis heute einfacher ist,
Frauen in allen Lebenslagen als Opfer männlicher
Politik zu betrachten, dass Frauen jedoch auch zu
Täterinnen wurden. Eine häufig stattfindende Dä-
monisierung weiblicher Täterschaft ist dabei je-
doch nicht angemessen, da es sich hier um „durch-
schnittliche Frauen“ handelte.

Dennis Riffel (Berlin) stellte ein Projekt des
Berliner Zentrums für Antisemitismusforschung
vor, das sich der Rettung von Juden im nationalso-
zialistischen Deutschland widmet. Offensichtlich
hatte ein regionaler Schwerpunkt in Berlin - der
Stadt mit der größten jüdischen Gemeinde - be-
standen. Anhand bisher in der Datenbank gesam-
melter Einzelfälle erläuterte Riffel allgemeine Er-
kenntnisse über die Helfer und die Menschen, die
ein Überleben im Untergrund versuchten.

In einer abschließenden Diskussion sollten noch
einmal Perspektiven einer modernen Stadtge-
schichte der NS-Zeit aufgezeigt werden. Detlef
Schmiechen-Ackermann und Sabine Mecking ver-
wiesen auf vorangegangene Tagungen in Hanno-
ver und Augsburg, die nicht nur einzelne Beispiele
sammelten, sondern übergeordnete Fragestellun-
gen aufwarfen. Vor allem wurde die Notwendig-
keit betont, bestimmte Städtetypen zu kennzeich-
nen und für eine stärker komparatistische Perspek-
tive plädiert. Hierbei könnten Fragen der Konfes-
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sion, sozioökonomischer Faktoren und des Bedeu-
tungszuwachses bzw. -verlustes von Städten im
Nationalsozialismus als Leitfaden dienen. Verwal-
tungshandeln und (inszenierter) Alltag sollten da-
bei im Zusammenhang betrachtet werden. In die-
ser Hinsicht kann die Tagung als ein erster Schritt
gesehen werden.

Tagungsbericht Herrschaft und Alltag in der
nationalsozialistischen Großstadt. 11.11.2003-
12.11.2003, Magdeburg. In: H-Soz-u-Kult
13.02.2004.
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